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macht, da sie sehr leicht Empfindlichkeit erregen und dann das Gegentheil von 
dem, was man bezwecken will, bewirken.

Wie Ihnen bekannt ist, hat die preussische Regierung die von der France zuerst 
veröffentlichte Depesche des Baron Werther, die er über seine Eindrücke in Pesth 
an Graf Bismark geschrieben haben soll, förmlich dementirt; Baron Werther hat 
das nämliche hier gethan. Man hält trotzdem in hiesigen Regierungskreisen die 
Depesche für durchaus echt, hat ihr aber von Anfang an gar keine Bedeutung bei­
gelegt und desshalb hat Baron Beust nach ihrem Erscheinen auch gar keinen 
Schritt gethan, um ihre Echtheit zu constatiren. Es ist ja eine allbekannte Thatsa- 
che, dass die Regierungen die Existenz von Actenstücken, deren indiscrete Ver­
öffentlichung ihnen Unannehmlichkeiten bereiten könnte, einfach in Abrede 
stellen und dadurch jede weitere Discussion gegenstandlos machen.

Wie ich aus sicherer Quelle erfahre, hat der Erzherzog Maximilian nach seiner 
Gefangennahme sowohl an seine Mutter als an seinen Bruder den Kaiser Franz 
Joseph geschrieben und unverholen die Überzeugung ausgesprochen, dass er 
erschossen werde. Den Kaiser hat er gebeten, das Möglichste zu thun, dass seine 
Leiche von Juarez ausgeliefert und, wenn diess geschehe, in Lacroma beerdigt 
werde. Vice Admiral Tegethoff ist auch in Folge dieser Bitte nach Mexico abge­
reist.
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Le Chargé d ’Affair es de Suisse à Vienne, J. J. von Tschudi, 
au Président de la Confédération, C. Fornerod

Confidentiel Wien, 17. Juli 1867

Ich habe so eben mit dem Hr. Reichskanzler Baron Beust, dem es in jüngster 
Zeit die Sitzungen des Reichsrathes und der reichsräthlichen Ausschüsse, denen 
er sehr häufig beizuwohnen genöthigt ist, unmöglich machten, die Mitglieder des 
diplomatischen Corps in den sonst für dasselbe bestimmten Stunden zu empfan­
gen, eine Unterredung gehabt, in der ich vorzüglich folgende Punkte berührte:

1. Den Handelsvertrag. Auf meine Anfrage, ob von Seite der kais. Regierung 
ein Hinderniss dagegen obwalte, dass die Conferenzen über den Handelsvertrag, 
trotzdem die Principienfrage, ob Handelsverträge als gemeinsame Angelegen­
heiten zu betrachten seien, oder ob sie dem Reichsrathe und dem ungarischen 
Landtage zur Ratification vorgelegt werden sollen, noch nicht entschieden sei, 
ihren Fortgang nehmen, meinte der Hr. Reichskanzler, die Verhandlungen könn­
ten als Vorarbeiten immer hin fortgesetzt werden, vorausgesetzt, dass man sich 
gegenseitig vor der Hand noch keine bindenden Zusagen mache. Die Unterhand­
lungen mit dem Zollvereine habe er gänzlich sistirt, da dieselben schon über das
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Stadium der Vorarbeiten hinaus seien und es sich nur um bestimmte gegenseitige 
Zusicherungen handle. Auf meine fernere Frage, bis zu welchem Zeitpunkte 
ungefähr diese Principienfrage entschieden sein werde, erwiederte mir Baron 
Beust, dass diess wohl erst im Spätherbste der Fall sein könne, da die beiderseiti­
gen Delegationen, welche einberufen werden «pour couronner l’édifice», dar­
über zu entscheiden haben werden.

2. Die Finstermünzangelegenheit. Ich zeigte dem Hr. Reichskanzler an, dass ich 
morgen dem Ministerium des Äusseren ein längeres Promemoria1 über diese 
Frage übersenden werde, und setzt ihm so klar und gedrängt als möglich die ganze 
Angelegenheit auseinander, indem ich sie dringendst seiner Aufmerksamkeit 
empfahl. Baron Beust gestand mir unverholen, dass er bisher noch durchaus keine 
Kenntniss von dieser Frage gehabt habe, dass er sie aber jedenfalls ernstlich in 
Betracht ziehen werde. Nach diesem Geständniss konnte ich nicht umhin, die 
Bemerkung fallen zu lassen, dass doch die Note, die wider alles Erwarten die 
Gränzfrage von den Strassenbauangelegenheiten bei Martinsbruk abhängig 
gemacht und die nicht verfehlt habe, auf den Bundesrath einen etwas peinlichen 
Eindruk zu machen, doch von S. Ex. eigenhändig unterzeichnet sei. Baron Beust 
bemerkte darauf, es sei ihm eben nicht möglich, alle Schriftstücke, die ihm zum 
Unterzeichnen vorgelegt werden, zu lesen. Ich erwiederte darauf, dass ich gerade 
desshalb den Gegenstand mündlich in Anregung gebracht habe, damit sich S. Ex. 
Bericht darüber erstatten lasse, und das mögliche thue, damit eine Angelegenheit, 
die sich jezt in das hunderdste Jahr hinausziehe, endlich einmal einer befriedigen­
den Lösung entgegengeführt werde. Baron Beust versprach mir dann wiederholt, 
dass er sich ernstlich damit beschäftigen werde.

3. Die Rheincorrection. Da mir der Hr. Reichskanzler, wie Tags vorher der 
Hr. Ministerialrath von Gagern, sagte, dass bisher weder Bericht noch Protocolle 
über die Constanzerconferenz vom Statthalter von Tirol eingelaufen seien, so 
beschränkte ich mich darauf, S. Ex. auf die Intriguen der Voralberger Cotterie, 
denen die kais. Regierung doch unmöglich Rechnung tragen könne, aufmerksam 
zu machen.

Ich weiss ganz verlässlich, dass Baron Seiffertitz, der Voralberger Reichsrath- 
Abgeordnete, alles aufgeboten hat, um den vom Reichsrathe niedergesetzten 
«volkswirtschaftlichen Ausschuss» von 21 auf 36 Mitglieder zu vermehren und 
es schliesslich durchgesetzt hat, selbst in diesen Ausschuss gewählt zu werden. Er 
beabsichtigt, dann gelegentlich die Rheincorrection (resp. den Fussacherdurch- 
stich) in dem Ausschüsse als ein gemeinschädliches Unternehmen darzustellen 
und womöglich seiner Ansicht bei dem Ausschüsse und im Reichsrathe Geltung 
zu verschaffen. Da ich mit einigen Mitgliedern dieses Ausschusses näher bekannt 
bin, so wird es dann meine Aufgabe sein, sie von der wahren Sachlage zu unter­
richten, wozu mir ein gewichtiges Material zu Gebote steht, und wenigstens in 
dem Ausschüsse selbst auf diese Weise eine Opposition gegen Seiffertitz hervor­
zurufen, denn sonst wird der Ansicht des Vorarlberger-Abgeordneten über diese 
an der äussersten Reichsgränze sich abspinnende und deshalb wenig gekannte 
Angelegenheit, eine unberechtigt grosse Bedeutung zugeschrieben und die Frage 
im Schosse des Ausschusses natürlich nur einseitig behandelt.

1. Non reproduit. Cf. E 2200 Vienne 1/48.
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Die Äusserungen des Herrn N. R. Staempfli im Nationalrathe über die Monroe- 
doctrin2 sind in hiesigen Regierungskreisen vielfach bemerkt und commentirt 
worden; auch die Wiener Journalistik hat sich ihrer bemächtigt, fast alle hiesigen 
Zeitungen haben sie mehr oder minder ausführlich wiedergegeben.

2. L e 10 ju illet 1867, l ’ancien Conseiller fédéral J. Stäm pfli avait déclaré au Conseil National: 
«Er glaubt nämlich, Nordamerika sei jetzt an der Grenze der M onroe-Politik angekommen und 
vielleicht im Begriff, darüber hinauszuschreiten und vorerst wenigstens zur See seine neue W elt­
machtstellung anzutreten.» ( N Z Z  du 15 ju ille t 1867).
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Gestern Abends liess mir Hr. Ministerialrath Ritter von Passetti sagen, dass er 
sehr bedaure mich jezt noch nicht besuchen zu können, um mir Mittheilungen 
über die Constanzerconferenz zu machen; er sei jezt noch von den Vorarlberger 
Agitatoren und ihren Agenten so überwacht, dass er es vorziehe, mir seinen 
Besuch erst dann abzustatten, wenn er den ausführlichen Bericht über seine Mis­
sion dem Ministerium übergeben habe.

Nach den mir durch die Mittelsperson gewordenen Mittheilungen ist Hr. v. Pas­
setti überzeugt, dass das Fussacherproject durchdringen werde. Oberbaurath 
Kink soll sich bei der Conferenz geradezu lächerlich gemacht haben, mit Hartnäk- 
kigkeit an seinem Projecte festgehalten, aber auf das meritorische der verschiede­
nen Pläne gar nicht eingetretten sein; seine ganze Haltung sei der Art gewesen, 
dass Jedermann habe erkennen können, dass er nur für das von den Vorarlberger­
fabrikanten erhaltene Geld Opposition mache. Hr.v. Passetti kann seinen Bericht 
erst dann abgeben, wenn der Bericht von der Statthalterei in Innsbruck eingelau­
fen sein wird, da er ein Superarbitrium über denselben abzustatten hat.

Er glaubt, dass das Referat des Statthaltereirathes, der den Vorsitz bei den Con- 
ferenzen hatte, ganz unpartheiisch, also dem Fussacherdurchstiche günstig aus- 
fallen werde; er selbst steht fest, mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln dafür

Hr.v. Passetti will dem Hr. Reichskanzler geradezu den Vorschlag machen, er 
solle die drei Hauptagitatoren, nämlich Gysi, dessen Schwiegersohn Baron Seif- 
fertitz und Jenni und Schindler einzeln kommen lassen und sie fragen, was sie ver­
langen, um von ihrer Opposition abzustehen, und die ausgesprochene Forderung 
ihnen gleich auszubezahlen lassen, dann werde sich in Vorarlberg kaum noch eine 
ernstliche Stimme gegen den Fussacherdurchstich erheben.
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